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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
am kommenden 25.Okt. feiern wir das 50. Jubiläum der 
Wiedererlangung des legitimen Sitzes der VR China in 
den Vereinten Nationen, was durch die 1971 
verabschiedete Resolution der VN-Generalversammlung 
Nr. 2758 politisch, rechtlich und verfahrensmäßig 
vollständig gewährleistet wurde. Die Resolution Nr. 
2758 bildet zugleich die politische und völkerrechtliche 
Grundlage des Ein-China-Prinzips für die VN, den ihnen 
nahestehenden Organisationen und den Institutionen 
zur Behandlung der Taiwan-Frage. 
 
Das Ein-China-Prinzip gilt als politische Grundlage für 
Chinas diplomatische Beziehungen und findet heute 
Anerkennung und Unterstützung von 180 Staaten 
weltweit. Dieses Prinzip wurde ebenfalls in den drei 
gemeinsamen Kommuniqués (Shanghai Communiqué, 
Joint Communiqué on the Establishment of Diplomatic 
Relations und August 17th Communiqué) zwischen 
China und den USA fest verankert. Ohne das wäre eine 
gesunde und stabile Entwicklung der Beziehungen 
zwischen Washington und Peking unvorstellbar. 
 
Taiwan ist ein untrennbarer Teil des chinesischen 
Territoriums. Beide Seiten der Taiwan-Straße gehören 
zu demselben China. Diese historische und durch 
Gesetze festgeschriebene Tatsache lässt sich nicht 
durch willkürliche Interpretationen einzelner Politiker 
aus Taiwan verdrehen. 
 
Seit dem Amtsantritt von Tsai Ing-wen 2016 hat die 
Taiwan-Behörde immer wieder versucht, den Konsens 
von 1992 mit dem Ein-China-Prinzip als Kernpunkt zu 
bestreiten und nach der Unabhängigkeit Taiwans zu 
streben. Ihre Versuche laufen sowohl den Tatsachen als 
auch dem Wunsch aller Chinesen auf eine friedliche 
Wiedervereinigung zuwider.   
 
Die Versuche der Tsai Ing-wen-Behörde, vor allem die 
Schuldzuweisung der „militärischen Bedrohungen“ und 
der „diplomatischen Unterdrückung“ an das Festland 
und das Hochhalten der Taiwan-Frage auf 
internationalen Plattformen, haben zu Irritationen und 

Grußwort des Botschafters 
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Missverständnisse geführt. Meine deutschen Freunde 
haben sich dahingehend schon oft mit Fragen an mich 
gewandt. Ich habe diese Fragen gesammelt und 
möchte mit dem Sondernewsletter die Antworten 
darauf präsentieren und dem Leser ein sachliches Bild 
der Taiwan-Frage vermitteln. 
 
Die Taiwan-Frage ist eine rein innerchinesische 
Angelegenheit. Sie ist in Zeiten der Schwäche und des 
Chaos in der chinesischen Nation vor hundert Jahren 
entstanden und wird sicherlich im Zuge des Prozesses 
der Wiederbelebung der chinesischen Nation gelöst. 
Dies wird durch den allgemeinen Trend der historischen 
Entwicklung bestimmt und das ist der gemeinsame 
Wille aller Chinesen. Die Wiedervereinigung des 
Mutterlandes mit friedlichen Mitteln entspricht den 
allgemeinen Interessen der chinesischen Nation 
einschließlich der Landsleute Taiwans. Wir halten an 
dem politischen Grundsatz „friedliche 
Wiedervereinigung und ein Land, zwei Systeme", an 
dem Ein-China-Prinzip und an dem Konsens 1992 fest 
und wir fördern die friedliche Entwicklung der 
Beziehungen über die Taiwanstraße. 
 
Ich wünsche Ihnen eine interessante und anregende 
Lektüre. 
 
Mit den besten Grüßen, 
 
Wu Ken   
 
Botschafter Chinas in Deutschland 
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1. Worum handelt es sich bei der Taiwan-Frage? 

Die Taiwan-Frage umfasst drei Aspekte.  

1.) Sie ist ein Überbleibsel des Bürgerkriegs und eine 
rein innere Angelegenheit Chinas. Am 1. Oktober 1949 
wurde die Volksrepublik China gegründet und die 
Kuomintang zog sich nach Taiwan zurück, wo sie mit 
Hilfe der USA ein eigenes Regime errichtete. Bei der 
Taiwan-Frage geht es also ausschließlich um die 
Beziehungen zwischen der Regierung der Volksrepublik 
China in Peking - der einzigen rechtmäßigen Regierung, 
die das gesamte chinesische Volk vertritt - und den 
taiwanesischen Behörden. 

2.) Die Taiwan-Frage ist eine Frage des Schutzes der 
staatlichen Souveränität und der territorialen Integrität, 
der Verteidigung der nationalen Ehre und Ablehnung 
der chinesischen Regierung und des chinesischen 
Volkes gegen eine Einmischung von außen. Die US-
Regierung ist aufgefordert, sich strikt an die 
Grundsätze, die in den drei gemeinsamen 
Kommuniqués zwischen den USA und China verankert 
wurden, zu halten und von jeglichen Interventionen in 
die innere Angelegenheit der Wiedervereinigung Chinas 
abzusehen. 

3.) Die Taiwan-Frage ist im Wesentlichen ein Kampf 
zwischen den Kräften für oder gegen die Teilung Chinas 
und zwischen den Kräften für oder gegen die 
„Unabhängigkeit Taiwans". Es ist der Kampf zwischen 
einem China und „zwei Chinas". Die chinesische 
Regierung und das chinesische Volk halten an dem Ein-
China-Prinzip fest, wenden sich entschieden gegen alle 
Pläne, die auf eine Spaltung des Landes und der Nation 
abzielen und stellen sich entschlossen allen Versuchen 
entgegen, „zwei Chinas", „ein China und ein Taiwan" 
oder die „Unabhängigkeit Taiwans" zu etablieren. 

 

 

 

Die Taiwan-Frage im Einzelnen 
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2.  Was ist die Grundlage für Ein China, de facto? 

Am 1. Oktober 1949 wurde die Zentrale Volksregierung 
der VR China proklamiert, die die Regierung der 
Republik China ablöste und damit die einzige 
rechtmäßige Regierung ganz Chinas und sein einziger 
rechtmäßiger Vertreter auf der internationalen Bühne 
wurde. Dadurch wurde der historische Status der 
Republik China beendet. Dies war eine Ablösung eines 
alten Regimes durch ein neues China in einer Situation, 
in der sich weder die Hauptbestandteile des gültigen 
internationalen Rechts noch Chinas Souveränität und 
das ihm innewohnende Territorium verändert haben, so 
dass die Regierung der VR China natürlicherweise 
Chinas Souveränität, einschließlich der Souveränität 
über Taiwan, in vollem Umfang verkörpert und ausübt. 

Seit dem Rückzug der KMT-Regierung nach Taiwan hat 
ihr Regime zwar weiterhin die Bezeichnungen „Republik 
China" und „Regierung der Republik China" verwendet, 
doch hat es sein Recht auf Ausübung der staatlichen 
Souveränität im Namen Chinas längst vollständig 
verwirkt und ist in Wirklichkeit immer nur eine lokale 
Behörde auf chinesischem Gebiet geblieben. 

Auch wenn die Wiedervereinigung der beiden Seiten 
der Meerenge noch aussteht, hat das langfristige 
Bestehen dieser unnatürlichen Situation Taiwan weder 
einen völkerrechtlichen Status oder Rechte verliehen, 
noch hat es an dem rechtlichen Status Taiwans als Teil 
Chinas etwas verändert. 

 

 

 

 

 

 

Zheng Chenggong erobert Taiwan von den 
niederländischen Kolonisten zurück 
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3. Was ist die Grundlage für Ein China, de jure? 

Taiwan ist ein untrennbarer Teil des chinesischen 
Territoriums. Im April 1895 zwang Japan durch einen 
Angriffskrieg die chinesische Qing-Regierung, den 
ungleichen Vertrag von Shimonoseki zu unterzeichnen 
und besetzte Taiwan. Am 25. Oktober 1945 eroberte 
China gemäß der Kairoer Erklärung und der Potsdamer 
Erklärung Taiwan und die Inselgruppe Penghu zurück 
und stellte die Souveränität über Taiwan wieder her.  

Am Tag ihrer Gründung, am 1. Oktober 1949, erklärte 
die Zentrale Volksregierung der VR China allen Ländern 
der Welt: „Diese Regierung ist die einzige legitime 
Regierung Chinas, die das gesamte Volk vertritt. Sie ist 
bereit, diplomatische Beziehungen mit allen 
ausländischen Regierungen aufzunehmen (...), sofern 
sich diese an die Wahrung der territorialen Integrität 
und Souveränität des jeweils anderen halten." Den 
Vereinten Nationen teilte die Zentrale Volksregierung in 
Peking mit, dass die KMT-Behörden auf Taiwan „sowohl 
de jure als auch de facto jede Grundlage verloren 
haben, das Volk und das Land China zu vertreten". 

Im Oktober 1971 verabschiedete die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen auf ihrer 
26. Sitzung die Resolution 2758, mit der die VR China 
als einziger rechtmäßiger Vertreter des chinesischen 
Volkes anerkannt und ihre Vertreter in der UN gegen 
die der taiwanesischen Behörden ausgetauscht wurden. 
Die Volksrepublik China erhielt damit ihren Sitz und ihre 
Rechte in den VN wieder. Bis heute haben 180 Länder 
diplomatische Beziehungen zur VR China 
aufgenommen; sie alle erkennen das Ein-China-Prinzip 
an und gestalten ihre Beziehungen zu Taiwan im 
Rahmen des Ein-China-Prinzips. 

 

 

 

Kairoer Erklärung 

Potsdamer Erklärung. Chinesische Version 
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4. Warum kann die „Zwei-Deutsche-Staaten-
Formel" nicht auf die Lösung der Taiwan-Frage 
angewendet werden? 

In Taiwan wurde vorgeschlagen, die Beziehungen dies- 
und jenseits der Taiwanstraße nach der „Zwei-Staaten-
Formel" wie in Deutschland zu regeln. Dieser Vorschlag 
basiert auf einem falschen Verständnis der Geschichte 
und der Realität. Er kann nicht zur Lösung des 
Problems herangezogen werden. 

Erstens, die Hintergründe und die Art der Teilung sind 
grundverschieden. Nach der Niederlage im Zweiten 
Weltkrieg 1945 wurde Deutschland gemäß der Berliner 
Erklärung sowie dem Potsdamer Abkommen in Zonen 
aufgeteilt, die von den vier Siegermächten getrennt 
besetzt wurden. Die Bundesrepublik Deutschland wurde 
in der von den Vereinigten Staaten, Großbritannien und 
Frankreich besetzten Zonen und die Deutsche 
Demokratische Republik in der von der Sowjetunion 
besetzten Zone gegründet. Die „Deutschland-Frage” 
wurde ausschließlich von externen Faktoren im Rahmen 
des Zweiten Weltkriegs bestimmt, während die Taiwan-
Frage eine rein innere Angelegenheit ist, die aus einem 
chinesischen Bürgerkrieg resultiert. 

Zweitens ist der völkerrechtliche Status unterschiedlich. 
Deutschland wurde nach dem Zweiten Weltkrieg gemäß 
internationalen Verträgen geteilt, während Taiwan 
gemäß internationalen Verträgen (Kairoer Erklärung, 
Potsdamer Erklärung) von Japan an China 
zurückgegeben wurde. Taiwan wurde nie vertraglich 
von China getrennt. 

Drittens, Deutschland und Taiwan unterscheiden sich in 
ihren Existenzbedingungen. Anders als in beide Seiten 
der Taiwan-Straße wurden während des Kalten Krieges 
ausländische Truppen in beiden deutschen Staaten 
stationiert und diese waren gezwungen, sich 
gegenseitig anzuerkennen und in der internationalen 
Gemeinschaft getrennt zu existieren. Im weiteren 
Gegensatz zu Deutschland hat die chinesische 
Regierung immer auf dem Ein-China-Prinzip beharrt 
und das wurde so auch von der internationalen 
Gemeinschaft weitgehend akzeptiert.  
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5. Warum ist die Taiwan-Frage keine Sache der 
Demokratie- oder Systemdebatte? 

Die Demokratie- und Systemkontroverse ist ein 
Vorwand Taiwans, um die Wiedervereinigung Chinas zu 
behindern und die Weltöffentlichkeit zu täuschen. Die 
Behörden in Taipeh haben wiederholt erklärt, dass „die 
Demokratisierung auf dem chinesischen Festland der 
Schlüssel zur Wiedervereinigung Chinas ist" und dass 
„die eigentliche Frage ein Wettstreit der Systeme ist". 
Das ist nicht korrekt. Die KPCh und die chinesische 
Regierung in Beijing haben sich für eine Wieder-
vereinigung in Form von „ein Land, zwei Systeme" 
ausgesprochen, in der die beiden unterschiedlichen 
Gesellschaftssysteme koexistieren. Die chinesische 
Regierung erkennt dabei auch die Unterschiede 
zwischen Taiwan und Hongkong oder Macao an und ist 
bereit, nach der Wiedervereinigung die Politik „Ein 
Land, zwei Systeme" in Taiwan entsprechend anders als 
in den ehemaligen Kolonien zu handhaben. Dieses 
Konzept ist dazu geeignet, den Willen der 
Bevölkerungen auf beiden Seiten der Meerenge zu 
berücksichtigen und es ist von daher demokratisch. 

Demgegenüber verlangt die Behörde in Taipeh als 
Voraussetzung zur Wiedervereinigung eine Angleichung 
der beiden Systeme, in der die 1,4 Milliarden Menschen 
auf dem chinesischen Festland das politische und 
wirtschaftliche System von Taiwan übernehmen sollen. 
Eine Minderheit will der Mehrheit ihren Willen 
aufzwingen. Das ist undemokratisch.  

Die Forderung Taiwans nach „mehr Demokratie” kann 
also schwerlich als Grund für die Ablehnung der 
Wiedervereinigung herangezogen werden. Mit anderen 
Worten, der Kern der Kontroverse liegt nicht in der 
Frage der Demokratisierung oder des Systems, sondern 
in der Grundsatzentscheidung für oder gegen die 
Wiedervereinigung. 
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6.  Was versteht man unter „Konsens von 1992” 

Der „Konsens von 1992“ bezieht sich auf ein 
Übereinkommen, das zwischen der Association for 
Relations across the Taiwan Strait (ARATS, Vereinigung 
für die Beziehungen über die Taiwanstraße) vom 
Festland und der Strait Exchange Foundation (SEF, 
Stiftung für den Austausch über die Taiwanstraße) von 
Taiwan im November 1992 erzielt wurde. Darin haben 
beide Parteien mündlich erklärt, dass „beide Seiten der 
Taiwan-Straße sich an das Ein-China-Prinzip halten“ 
und die Position vertreten, „nach nationaler 
Wiedervereinigung zu streben“. 

Ende 1987 wurde die Abgrenzung zwischen beiden 
Seiten der Meerenge nach mehr als 30 Jahre 
durchbrochen. Mit dem einsetzenden Personenverkehr 
sowie dem wirtschaftlichen und kulturellen Austausch 
traten aber auch neue Probleme auf. Um diese zu 
lösen, gründete die Insel Taiwan am 21. November 
1990 die SEF, eine offiziell autorisierte Institution. Im 
Festland riefen am 16. Dezember 1991 das Büro für 
Taiwan-Angelegenheiten des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei Chinas und das Büro für 
Taiwan-Angelegenheiten des Staatsrates die ARATS ins 
Leben. Diese beiden Verbände wurden jeweils mit dem 
Austausch und den Verhandlungen zwischen den 
beiden Seiten der Taiwan-Straße beauftragt - unter 
strikter Einhaltung des Ein-China-Prinzips.     

Vom 28. bis 30. Oktober 1992 erörterten diese beiden 
Verbände, wie die Geltung des Ein-China-Prinzips 
formuliert werden kann. Unabhängig davon 
unterzeichneten beide Seiten eine Reihe von Austausch- 
und Kooperationsvereinbarungen.  

Die Anerkennung des Konsenses von 1992, ist 
gleichbedeutend mit der Anerkennung, dass „das 
Festland und Taiwan zu einem China gehören". Wenn 
die taiwanesischen Behörden den Konsens von 1992 
nicht anerkennen, wird es keinen Fortschritt der 
Beziehungen geben.  

 

Auf der Grundlage des Konsenses von 1992 
trafen sich die Präsidenten der ARATS und 
SEF im April 1993 in Singapur 

Familienzusammenführung auf beiden 
Seiten der Taiwanstraße 



 

 10 

7.  Taiwans Kontakte mit der Außenwelt 

Die chinesische Regierung hält an dem Ein-China-
Prinzip fest, wenn es um die Kontakte Taiwans mit der 
Außenwelt geht. Die taiwanesischen Behörden haben 
keine Mühen gescheut, um die „pragmatische 
Diplomatie" in der internationalen Arena zu fördern und 
ihren "internationalen Überlebensraum" zu vergrößern, 
was im Wesentlichen darauf hinausläuft, „zwei Chinas" 
oder „ein China, ein Taiwan" zu schaffen. Es ist nur 
natürlich, dass sich die chinesische Regierung diesen 
Bestrebungen entschieden widersetzt. In Anbetracht 
der Erfordernisse der sozioökonomischen Entwicklung 
Taiwans und des tatsächlichen Nutzens für die 
Landsleute in Taiwan hat die chinesische Regierung 
keine Einwände gegen Taiwans nichtstaatliche 
wirtschaftliche und kulturelle Kontakte mit dem 
Ausland. So kann Taiwan beispielsweise im 
Internationalen Olympischen Komitee unter dem 
Namen „Chinesisch-Taipeh" vertreten sein. Tatsächlich 
unterhält Taiwan umfangreiche Wirtschafts-, Handels- 
und Kulturbeziehungen zu vielen Ländern und Regionen 
der Welt. Jedes Jahr gehen mehr als 17 Millionen 
taiwanesische Landsleute ins Ausland, um dort zu 
reisen, Geschäfte zu machen oder zu studieren, oder 
um an einem akademischen, kulturellen oder 
sportlichen Austausch teilzunehmen. Taiwans jährliches 
Import- und Exporthandelsvolumen hat die Marke von 
340 Milliarden US-Dollar überschritten. Dies hat gezeigt, 
dass die Einhaltung des Ein-China-Prinzips die 
taiwanesischen Landsleute nicht daran gehindert hat, 
sich an nichtstaatlichen internationalen Austausch zu 
beteiligen und dass die normalen wirtschaftlichen, 
handelspolitischen und kulturellen Aktivitäten Taiwans 
nicht beeinträchtigt wurden. 

 

 

 

 

Shanghai Communiqué Erinnerungsumschlag 
zum 30. Jahrestag 
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8. Taiwan und internationale Organisationen 

Taiwan kann nicht Mitglied der Vereinten Nationen und 
anderer internationaler Organisationen werden, deren 
Mitgliedschaft auf souveräne Staaten beschränkt ist, 
denn Taiwan ist kein souveräner Staat. Auch wurde 
nach der Wiederherstellung der rechtmäßigen Rechte 
und Vertretung der Volksrepublik China in den 
Vereinten Nationen ein erneuter Beitritt Taiwans 
ausgeschlossen. Die taiwanesischen Behörden jedoch 
haben behauptet, dass die Resolution 2758 der UN nur 
„das Problem der Vertretung Chinas", nicht aber „das 
Problem der Vertretung Taiwans" gelöst habe, und 
haben erneut die Teilnahme an der UN gefordert. Das 
ist ein Versuch zur Schaffung von „zwei Chinas" oder 
„ein China, ein Taiwan", den das chinesische Volk nicht 
zulassen wird. 

Die Beteiligung der Region Taiwan an internationalen 
Organisationen, einschließlich der WHO, muss in 
Übereinstimmung mit dem Ein-China-Prinzip erfolgen. 
Dies ist ein Grundprinzip, das in der Resolution 2758 
der UN und der Resolution 25.1 der Weltgesundheits-
versammlung (WHA) bekräftigt wurde. Vor 2016 traf 
China besondere Vorkehrungen für die Teilnahme der 
Region Taiwan an der WHA auf der Grundlage, dass 
beide Seiten der Taiwanstraße das Ein-China-Prinzip 
wahren. Seit aber die Demokratische Fortschrittspartei 
(DPP) an die Macht gekommen ist, hat sie ihre 
politische Agenda über das Wohlergehen Taiwans 
gestellt, an der separatistischen Position der 
„Unabhängigkeit Taiwans" festgehalten und sich 
geweigert, den Konsens von 1992, der das Ein-China-
Prinzip verkörpert, anzuerkennen. Infolgedessen ist die 
politische Voraussetzung für die Teilnahme der Region 
Taiwan an der WHA nicht mehr gegeben. 

 

 

Vereinte Nationen Resolution 2758 
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9. Warum ist die chinesische Regierung gegen 
den Verkauf oder die Vermietung von Waffen an 
Taiwan durch Länder, die diplomatische 
Beziehungen zu China unterhalten? 

Die chinesische Regierung ist strikt gegen den Verkauf 
oder das Leasen von Waffen und kriegstechnischer 
Ausrüstung oder die Weitergabe von militärischer 
Produktionstechnologie an Taiwan durch andere 
Länder. Regierungen mit diplomatischen Beziehungen 
zur VR China sind aufgefordert, sich an die Grundsätze 
der gegenseitigen Achtung der Souveränität und der 
territorialen Integrität sowie der Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten anderer Länder zu halten 
und keinerlei Waffen an Taiwan zu liefern. Andernfalls 
wäre dies ein Verstoß gegen die Normen der 
internationalen Beziehungen und eine Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Chinas. 

Insbesondere die Großmächte, die eine große 
Verantwortung für den Weltfrieden tragen, sind 
verpflichtet, sich an die von den fünf ständigen 
Mitgliedern des UN-Sicherheitsrats festgelegten 
Richtlinien zu halten und die Verbreitung 
konventioneller Waffen einzuschränken, um so zur 
Wahrung und Förderung des regionalen Friedens und 
der globalen Sicherheit beizutragen. 

In einer Zeit, in der sich die Beziehungen zwischen den 
beiden Seiten der Straße von Taiwan entspannen, sind 
einige Länder jedoch versucht, ihre Verpflichtungen aus 
internationalen Abkommen zu brechen und sich über 
den wiederholten nachdrücklichen Protest der 
chinesischen Regierung hinwegzusetzen, indem sie 
Waffen an Taiwan verkaufen. Damit schaffen sie 
Spannungen zwischen beiden Seiten der Taiwan-
Straße, die nicht nur eine ernsthafte Bedrohung für die 
Sicherheit Chinas und ein Hindernis für die friedliche 
Wiedervereinigung Chinas sind, sondern sie gefährden 
auch den Frieden und die Stabilität in Asien und der 
ganzen Welt.  
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10. Warum tritt die chinesische Regierung für 
den Einsatz friedlicher Mittel zur Lösung der 
Taiwan-Frage ein, kann aber gleichzeitig nicht 
auf den Einsatz von Gewalt verzichten? 

Die friedliche Wiedervereinigung ist die erklärte Politik 
der chinesischen Regierung. Die Wiedervereinigung des 
Landes mit friedlichen Mitteln zu verwirklichen, fördert 
die große Einheit der chinesischen Nation, die soziale 
Stabilität sowie die wirtschaftliche Entwicklung Taiwans 
und sie dient dem Wohlstand ganz Chinas; sie ist das 
Bestreben des gesamten chinesischen Volkes. 

Die chinesische Regierung vertritt die Auffassung, dass 
eine friedliche Wiedervereinigung den Einsatz von 
Gewalt nicht ausschließt. Scheinbar paradoxerweise 
kann ein Bekenntnis zum Gewaltverzicht nicht nur eine 
friedliche Wiedervereinigung unmöglich machen, 
sondern letztlich zur Gewaltanwendung zwingen. Dabei 
gilt zu unterscheiden, gegen wen sich die Gewalt 
richten kann. Die Option der Gewaltanwendung richtet 
sich keineswegs gegen die Landsleute in Taiwan, 
sondern gegen ausländische Kräfte, die sich in die 
Wiedervereinigung Chinas einmischen und gegen die 
Bestrebungen zur „Unabhängigkeit Taiwans". 

Mit welchen Mitteln die Taiwan-Frage gelöst werden 
soll, ist eine rein innere Angelegenheit Chinas. Ein 
souveränes Land hat das Recht, alle - einschließlich 
militärischer - Mittel zu ergreifen, die es für notwendig 
hält, um seine Souveränität und territoriale Integrität zu 
schützen. Die chinesische Regierung ist nicht 
verpflichtet, sich gegenüber einem anderen Land, das 
China spalten will, festzulegen, welche Mittel sie zur 
Lösung der Taiwan-Frage einsetzen wird. 

 

 

 

 

Nachricht an die Landsleute in Taiwan 1979 

Rede von Xi Jinping zum 110. Jahrestag der 
Xinhai-Revolution 
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11. Austausch zwischen beiden Seiten der 
Taiwan-Straße  

Auf der Grundlage des Konsenses von 1992 hat sich 
der Austausch zwischen beiden Seiten der Taiwan-
Straße in verschiedenen Bereichen entwickelt. 1994 
verabschiedete Festlandchina das Gesetz zum Schutz 
von Investitionen taiwanesischer Landsleute. Im 
Dezember 2008 wurden der direkte Luft- und 
Seeverkehr sowie die direkten Postverbindungen 
zwischen beiden Seiten der Taiwan-Straße offiziell 
aufgenommen, was einen Meilenstein in der 
Geschichte darstellt. Am 7. November 2015 trafen sich 
Präsident Xi Jinping und der ehemalige taiwanesische 
Spitzenpolitiker Ma Ying-jeou in Singapur zu einem 
Meinungsaustausch. Das Treffen hat ein historisches 
Kapitel der Beziehungen zwischen beiden Seiten 
aufgeschlagen, bei dem der Konsens von 1992 
nochmal bekräftigt wurde.  

Trotz Corona-Pandemie nahm der Handel zwischen 
beiden Seiten weiter zu. 2020 erreichte das 
Handelsvolumen 260,81 Milliarden US-Dollar, 14,3 % 
mehr als im Vorjahr und 45-mal so viel wie das 
Handelsvolumen im Jahr 1991. Mit einem 
Handelsdefizit von 140,52 Milliarden US-Dollar ist 
Festlandchina Taiwans größter Handelspartner und 
Hauptquelle des Handelsüberschusses. 

Von 1988 bis 2018 haben insgesamt 135 Millionen 
Passagiere die Reise über die Straße von Taiwan 
unternommen, darunter 104 Millionen Taiwaner zu 
Geschäfts- oder Vergnügungszwecken auf das 
Festland. Das Festlandchina hat eine Reihe von 
Maßnahmen im Bildungsbereich ergriffen, um für 
taiwanesische Studenten günstigere Bedingungen zu 
schaffen für Praktikum, Beschäftigung und 
Unternehmertum während ihres Studiums. In den 
letzten Jahren sind jährlich mehr als 2.000 neue 
Studenten aus Taiwan zum Studium auf das 
chinesische Festland gekommen. 

Der Austausch zwischen beiden Seiten in den 
Bereichen Kultur, Film und Fernsehen sowie Sport hat 
sich ständig intensiviert. „In den Fuchun-Bergen 

Treffen zwischen den Spitzenpolitikern 

beider Seiten in Singapur 

Direktflüge verkürzen die Reisezeit zwischen 

den beiden Seiten der Taiwanstraße 
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verweilend" aus der Yuan-Dynastie ist ein berühmtes 
Werk der chinesischen Malerei. Das Gemälde wurde 
während Kriegszeit in zwei Teile geteilt und nach 1949 
jeweils im Provinzmuseum von Zhejiang und im 
Palastmuseum in Taipeh aufbewahrt. Am 1. Juni 2011 
wurden diese beiden Stücke der Malerei wieder 
vereint in Taipeh ausgestellt, was als ein 
sensationelles kulturelles Ereignis von großer 
Bedeutung für den Austausch zwischen beiden Seiten 
der Taiwanstraße gilt. 

Seit der Corona-Pandemie hat die Nationale 
Gesundheitskommission ihrem taiwanesischen 
Gegenüber rechtzeitig die aktuellen Entwicklungen 
mitgeteilt und pflegt enge Kontakte. Sie hat 
Dokumente zur Verfügung gestellt, Diagnose- und 
Behandlungskonzepte, Präventions- und 
Kontrollmaßnahmen sowie die Genomsequenz des 
Virus. Auf der Grundlage von Vereinbarungen beider 
Seiten, die mit dem Ein-China-Prinzip in Einklang 
stehen, hat die WHO wiederholt Experten aus Taiwan 
zur Teilnahme an Fachtagungen eingeladen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zwei Teile Gemälde In den Fuchun-Bergen 
verweilend vereint ausgestellt. 
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Die folgenden Dokumente sollen Ihnen ein besseres 
Verständnis für die Geschichte der Taiwan-Frage und 
die Haltung der chinesischen Regierung zur Lösung der 
Taiwan-Frage vermitteln. 

 

 

Weißbuch – 1993: Die Taiwan-Frage und die 
Wiedervereinigung von China 

 

Weißbuch – 2000: Das Ein-China-Prinzip und die 
Taiwan-Frage  

 

Nachricht an die Landsleute in Taiwan - 1979 

 

Rede von Xi Jinping anlässlich des Treffens zum 
40. Geburtstag der Herausgabe der Nachricht an 
die Landsleute in Taiwan - 2019 

 

Xi Jinpings Rede anlässlich des Treffens zum 
110. Jubiläums der Revolution von 1911 – 2021 

 

 

 

 

 

 

Offizielle Dokumente  

https://www.fmprc.gov.cn/mfa_eng/ljzg_665465/3568_665529/t17792.shtml
https://www.fmprc.gov.cn/mfa_eng/ljzg_665465/3568_665529/t17792.shtml
http://www.china.org.cn/english/taiwan/7956.htm
http://www.china.org.cn/english/taiwan/7956.htm
http://www.china.org.cn/english/taiwan/7943.htm
http://www.gwytb.gov.cn/wyly/201904/t20190412_12155687.htm
http://www.gwytb.gov.cn/wyly/201904/t20190412_12155687.htm
http://www.gwytb.gov.cn/wyly/201904/t20190412_12155687.htm
https://mp.weixin.qq.com/s/pOaSzEUkP8Xm4YgKB5VkFQ
https://mp.weixin.qq.com/s/pOaSzEUkP8Xm4YgKB5VkFQ
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Hat Ihnen unser Newsletter gefallen? Sollten 
Sie daran Interesse haben, ihn auch weiterhin 
mindestens einmal im Monat zu beziehen, dann 
können Sie ihn per Mail hier abonnieren:

 
 

newsletter.botschaftchina@gmail.com
   

Wenn Sie Kommentare oder Anregungen zum 
Newsletter haben oder ihn abbestellen wollen, 
schreiben Sie uns gerne an dieselbe Adresse. 
Wir freuen uns auf Ihr Feedback! 

Fotoquellen: Xinhua / People's Daily / CGTN / Global Times / mfa.gov.cn  

unsplash / Ash Center 
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